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Die Krise der demokratischen Linken in Europa 
 
 
In Zeiten, in denen die Mitte-Links-Parteien in ganz Europa zusehends an Wählerschaft 
verlieren, können Antworten auf die Frage nach Gründen hierfür nicht nur auf nationa-
ler Ebene zu finden sein. Der ehemalige britische Europaminister Denis MacShane for-
dert vor dem Hintergrund des Scheiterns vor allem auch der konservativen Parteien in 
Europa ein neues Denken und zählt zehn Faktoren auf, wie die europäische Sozialde-
mokratie wieder Boden gutmachen kann. Er fordert, dass sie ihren Fokus wieder auf 
die Wählerinnen und Wähler richtet, deren Leben durch Armut und andere Formen der 
Unterdrückung eingeschränkt ist. Denn sie brauchen und verdienen eine Sozialdemo-
kratie des 21. Jahrhunderts, die den Herausforderungen unserer Zeit gewachsen ist, 
begeistern und unterstützen kann, und sowohl den Willen als auch die Fähigkeit zum 
Regieren hat. 
 

 

Denis MacShane* 

 
 

Ohne Frage durchleben die demo-

kratischen Linken in Europa gerade ihre 

schwerste Krise der letzten fünfzig Jahre. 

Nach der Rückkehr Silvio Berlusconis an 

die Macht in Italien stellen Mitgliedsparteien 

der Sozialdemokratischen Partei Europas 

nur noch in drei der 27 Mitgliedsstaaten die 

Alleinregierung: in Großbritannien, in Spa-

nien und in Portugal. In Deutschland, Öster-

reich und den Niederlanden regieren de-

mokratische Mitte-Links-Parteien in einer 

Koalition. 

 

___________________________________ 

* Denis MacShane ist Abgeordneter der Labour Party 
und vertritt diese in der Sozialdemokratischen  
Partei Europas 

Vor zehn Jahren noch bot sich ein voll-

kommen anderes Bild. Zwölf von damals 

fünfzehn EU-Mitgliedsstaaten wurden von 

der linken Mitte regiert, darunter Deutsch-

land, Frankreich, Großbritannien, Portugal, 

Italien, die skandinavischen Länder und die 

Niederlande, ebenso wie die osteuropäi-

schen Länder. 

Bisher gibt es keine Untersuchun-

gen darüber, weshalb sich die linke Mitte 

innerhalb von 10 Jahren von der Macht 

verabschieden musste. Politische Beobach-

ter und Parteiangehörige der jeweiligen 

Länder konzentrieren sich eher auf nationa-

le Erklärungen. Wenig Mühe wird darauf 

verwandt, Erklärungen für die Schwäche 
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der Linken im europäischen Zusammen-

hang zu suchen, obwohl sich die National-

staaten Europas sowie deren Wähler nie 

zuvor in der Geschichte so ähnlich waren 

wie jetzt.  

 In den demokratischen Mitte-Links-

Parteien Europas herrscht Unruhe, wäh-

rend sie nach einer Erneuerung ihrer Ideen, 

Werte, Mitgliederstrukturen und Führungs-

ebene streben. Die Schwierigkeiten der La-

bour Party in Großbritannien sind hinrei-

chend bekannt. In Frankreich profitieren die 

Sozialisten in Kommunalwahlen zwar von 

Anti-Sarkozy-Stimmen, jedoch gibt es kein 

etabliertes Programm und keine Führungs-

persönlichkeit, die in der Lage wäre, der 

konservativen Partei die Präsidentschaft 

oder Parlamentsmehrheit streitig zu ma-

chen. Die SPD in Deutschland ist so weit 

zurückgefallen, dass sie in wichtigen Wah-

len höchstens noch ein Drittel der Wähler-

stimmen für sich gewinnen kann. Durch die 

Entstehung der linkspopulistischen, natio-

nalistischen Partei „Die Linke“ — eine An-

sammlung übriggebliebener DDR-

Kommunisten und verärgerter Altlinker, die 

schon immer gegen die historischen Kom-

promisse der Sozialdemokratie gewesen 

waren (ob unter Willy Brandt, Helmut 

Schmidt oder Gerhard Schröder) — wurde 

dem europäischen Schlüsselland eine rie-

sige linke Protestpartei beschert. Wie die 

Kommunistische Partei Frankreichs es zwi-

schen 1950 und 1981 vorgemacht hat, 

könnte „Die Linke“ die Chancen der deut-

schen Sozialdemokratie auf eine Regie-

rungsmehrheit auf lange Zeit vereiteln.  

Im Falle Großbritanniens spiegeln 

die Schwierigkeiten der Labour Party nach 

dem Abgang Tony Blairs nahezu ebenbild-

lich die Krise der Linken in Europa wider. 

Eine Analyse der Maßnahmen, die in Euro-

pa nicht gefruchtet haben, könnte einigen 

Aufschluss darüber geben, was in Großbri-

tannien zu tun ist. Eine Erneuerung herbei-

zuführen, Parteimitglieder zu begeistern 

und die Gunst der Wähler auf sich zu zie-

hen, ist um ein Vielfaches schwieriger, 

wenn man die Regierung stellt. Vielen Mit-

te-Links-Parteien gelingt es, eine zweite 

oder sogar eine dritte Wahl in Folge zu ge-

winnen. Aber die Vorherrschaft bei den 

Wahlen über einen Zeitraum von zehn oder 

vielleicht zwölf Jahren zu halten, bedeutet, 

dass sich eine Partei komplett neu erfinden 

muss, während ihre wichtigsten Führungs-

leute in der Regierungsarbeit stecken und 

kaum zum Nachdenken kommen.  

Neues Denken ist aber dringend 

notwendig. Die konservativen Regierungs-

parteien in Europa haben auf eindrucksvol-

le Weise gezeigt, dass sie nicht in der Lage 

sind, die gegenwärtige Krise des globalen 

Kapitalismus zu bewältigen oder auf kohä-

rente und einfühlsame Weise auf die neuen 

Anforderungen der Bürger von heute ein-

zugehen. Der französischen Wirtschaft und 

Gesellschaft, die seit 1995 von einem kon-

servativen Präsidenten und seit 2002 von 

einer konservativen Regierung geführt wird, 

ging es noch nie so schlecht wie heute. Sil-

vio Berlusconi und Angela Merkel verwalten 

ihre jeweiligen Länder, sind aber keine Vor-

reiter von Veränderungen. Wie wir am Bei-
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spiel des heutigen Spaniens oder Großbri-

tanniens sehen können, hat die demokrati-

sche Linke mehr Erfolge aufzuweisen. Aber 

es nützt ihr nichts, ihre intellektuelle Über-

legenheit oder Regierungsfähigkeit lauthals 

zu proklamieren, wenn sie keine Wahlen 

gewinnt, um moderne, fortschrittliche Re-

formen umsetzen zu können.   

Einige erfreuen sich an den Ereig-

nissen in Australien oder geben sich dem 

schönen Glauben hin, dass der Protektio-

nist Barack Obama, der allem Anschein 

nach den strengen Elementen des religiö-

sen Konservativismus in den USA nachge-

geben hat, die Antwort darstellt. Kevin 

Rudd ist sicherlich einer der bewunderns-

wertesten Politiker des 21. Jahrhunderts. 

Sein Sieg ist allerdings mehr der Eitelkeit 

eines John Howard zu verdanken, der 

glaubte, für immer im Amt bleiben zu kön-

nen, und den Menschen, die von ihrer stark 

rechtslastigen Regierung die Nase gestri-

chen voll hatten. Unsere Bewunderung für 

Rudd würde nachlassen, sähen wir seinen 

Sieg als Teil des ewigen Wechselspiels 

demokratischer Politik. Bleibt er so lange im 

Amt wie es Bob Hawke vermochte, dann 

wird es gerechtfertigt sein, ihn auf ein Po-

dest zu heben. Großbritannien und das üb-

rige Europa müssen sich jedoch um ihre 

eigenen Bedürfnisse und Traditionen küm-

mern und nicht nach Inspiration im Südpa-

zifik suchen. 

 

Was also ist los? Woher kommt die 

derzeitige Misere der Linken? Zehn Gründe 

können hierfür ausgemacht werden. Ers-

tens: Den Linken fehlt es an den richtigen 

Konzepten, um in diesem 21. Jahrhundert 

einen verständlichen und vernünftigen Wer-

tekanon zusammenzustellen, den die Wäh-

ler mit einer demokratischen, linken Partei 

in Verbindung bringen können. Albert Ca-

mus schrieb einst: „Die Werte waren für die 

Griechen jedem Handeln vorgegeben und 

gaben ihm genau die Grenzen an. Die mo-

derne Philosophie stellt ihre Werte an das 

Ende der Handlung.“ Ersetzt man „Philoso-

phie” durch „Politik”, bringt Camus’ Anklage 

das Dilemma der modernen Linken auf den 

Punkt. Der New Labour-Ausspruch „Alles 

was funktioniert, ist gut“, leitet sich vom 

Dichter und Philosophen Alexander Pope 

ab, der sagte: „Was immer ist, das ist 

wahr”. Das wiederum war über Jahrhunder-

te der Leitsatz der britischen Konservativen.  

Tatsache ist, dass die demokrati-

sche Linke Werte braucht, die in einem 

sinnvollen Zusammenhang stehen. Dies ist 

eine tiefe, philosophische Frage und keine 

Aufgabe, die Expertengruppen und wohl-

meinende Professoren in eilig verfassten 

politikwissenschaftlichen Büchern abhan-

deln können.  

 

Zweitens hat die demokratische 

Linke die Kultur aufgegeben. Die Liebe und 

Begeisterung für Kultur einschließlich der 

Hochkultur der schwierigsten und an-

spruchsvollsten Art unterscheidet einen Po-

litiker der großen Ideen vom durchschnittli-

chen, politischen Handwerker, der weiß, 

wie man die Räder der Regierung am Lau-

fen hält. Kultur kann viele Gesichter haben. 
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Das wichtigste Kulturgut für Politiker ist die 

Geschichte, in der große konservative Füh-

rungspolitiker wie Churchill oder Macmillan 

nahezu täglich badeten. Mitterrand und 

Brandt waren von Geschichte regelrecht 

durchdrungen, nicht zuletzt, weil sie selbst 

so viel davon gelebt und mitgestaltet hat-

ten. Die heutige europäische Linke macht 

den Eindruck, als hätte sie ganz wenig bis 

gar kein Geschichtsbewusstsein. Die La-

bour Party zum Beispiel nahm zwar einige 

Akademiker in ihre gehobenen Kreise auf, 

allerdings handelte es sich dabei vornehm-

lich um Soziologen oder Politikwissen-

schaftler. Den großen britischen Histori-

kern, von denen einige bei dem Versuch, 

Politik erfolgreich zu gestalten, mehr Re-

spekt und größeres Gehör verdient hätten, 

hat Labour indes den Rücken gekehrt.  

 

Drittens ist es außergewöhnlich, 

wie sehr die Linke in Europa in diesem 

Jahrhundert bisher die materielle Grundla-

ge der Gesellschaft nahezu völlig außer 

Acht gelassen hat. Man muss nicht schon 

in seiner frühen Jugend Unterricht in Mar-

xismus gehabt haben, um zu verstehen, 

dass die Chance auf Arbeit und Einkom-

men für die Mehrheit der Bevölkerung der 

Kern jedes intelligenten linken Politikpro-

jekts sein muss. In einem Staat nach dem 

anderen (Großbritannien bildet hier eine 

rühmliche Ausnahme) hat man es selbstge-

fällig abgelehnt, sich auch nur irgendeine 

notwendige Arbeitsmarktreform zu eigen zu 

machen, um den Menschen wieder Arbeit 

zu beschaffen. Das BIP Frankreichs lag vor 

25 Jahren 15 Prozent über dem Großbri-

tanniens — bei einem stabileren Arbeits-

markt. Heute liegt Frankreichs BIP 10 Pro-

zent unter dem von Großbritannien, und 

das Land leidet an Massenarbeitslosigkeit, 

vor allem unter den fünf Millionen muslimi-

scher Franzosen nordafrikanischer Ab-

stammung.  

Gerhard Schröder übernahm 1998 

die Regierungsgeschäfte mit vier Millionen 

Arbeitslosen, und als er 2005 aus dem Amt 

schied, betrug die Zahl der Arbeitslosen 

immer noch vier Millionen. Es gibt eine 

ganze Reihe ähnlicher Beispiele aus Spa-

nien oder den skandinavischen Ländern, 

insbesondere zu der Debatte über Flexibili-

tät und Sicherheit in der Arbeitsmarktpolitik 

(„flexicurity“). Dies würde allerdings bedeu-

ten, dass man mit den Gewerkschaften und 

alt eingesessenen Interessensvertretern 

Klartext reden müsste, die jegliche Refor-

men rigoros ablehnen, durch die die derzei-

tige Einkommensverteilung oder der Be-

sitzstand der staatlichen Angestellten in si-

cheren Beschäftigungsverhältnissen ange-

tastet würden. 

 

Der Druck jedoch, Arbeitsmarktre-

formen auszuweichen, ist enorm hoch. Die-

ser Umstand ist dem vierten großen Di-

lemma der europäischen Linken zu verdan-

ken: dem langsamen Niedergang der Ge-

werkschaften als große Mitgliederorganisa-

tionen. Das schlimmste Beispiel ist wahr-

scheinlich Frankreich, wo gerade skandalö-

se Vorfälle ans Licht kommen, bei denen 

Arbeitgeber buchstäblich die Gehälter von 
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Gewerkschaftsvertretern bezahlten und im 

Gegenzug dafür auf hoher Ebene Ab-

schlüsse erhielten, die das Management 

der französischen Unternehmen nicht in 

Frage stellten. In ganz Europa hat der lang-

fristige Trend des Mitgliederschwunds bei 

den Gewerkschaften mittlerweile solche 

Ausmaße angenommen, dass es für jede 

demokratische linke Partei zu einem massi-

ven Problem geworden ist, eine Arbeiter-

schicht hinter sich zu scharen, die nicht 

länger gewerkschaftlich organisiert ist. Ein 

Bereich, in dem die Gewerkschaften wei-

terhin stark sind, ist der öffentliche Dienst. 

Allerdings hat dieser nichts mit dem Kampf 

gegen den Kapitalismus zu tun, und jede 

Verbesserung für die Angestellten des öf-

fentlichen Dienstes geht in der Regel mit 

Steuererhöhungen einher und senkt damit 

die Kaufkraft und den Lebensstandard der-

jenigen, die nicht im öffentlichen Dienst be-

schäftigt sind.  

Diese Probleme sind nicht unlösbar, 

aber die politisch Verantwortlichen sind bis-

lang äußerst zögerlich, die Gewerkschaften 

offen damit zu konfrontieren, dass sie sich 

neu orientieren und Reformen durchführen 

müssen, um die neue Arbeiterschicht wie-

der repräsentieren zu können. 

 

Fünftens haben wir anstelle eines 

Kampfes für materielle Besserstellung ei-

nen Kampf um Identitätsfragen. Dieser 

nimmt besonders harte Züge in der Ein-

wanderungsdebatte an. Bei den Themen 

Immigration und Fremdenfeindlichkeit se-

hen die Linken stets sehr schlecht aus, 

wenn sie in die Defensive gezwungen wer-

den. Alles, was Minister des Mitte-Links-

Lagers zum Thema Einwanderung sagen, 

können ihre Gegenüber vom konservativen 

rechten Lager oder gar die vom ausländer-

feindlichen rechten Rand mit Leichtigkeit 

übertrumpfen. Bei diesem Thema mangelt 

es an grundlegender Aufklärung. Die Men-

schen in Großbritannien und anderen Län-

dern benutzen den Begriff „Einwanderer“ 

sehr ungenau. Meinen sie damit die 

300.000 Ausländer, die an britischen Uni-

versitäten studieren? Meinen sie die 

200.000 Amerikaner oder die 400.000 

Franzosen, die in Großbritannien leben? 

Sind damit die 800.000 Polen gemeint, die 

zwischen Osteuropa und Westeuropa auf 

der Suche nach Arbeit pendeln, von denen 

immer mehr zurück nach Polen gehen, weil 

dort die Einkommen steigen und die Wirt-

schaft insgesamt wächst?   

Für Durcheinander in der Einwande-

rungsdebatte hat natürlich der politische 

Islamismus gesorgt — genauso wie das 

Versäumnis der demokratischen Linken, 

eine Politik zu entwerfen, die sich für eine 

Integration innerhalb einer nationalen Iden-

tität stark macht, insbesondere in Bezug auf 

die jeweilige Sprache und gemeinsame 

Geschichte und Kultur. Es war ein histori-

scher Fehler anzunehmen, das Konzept der 

Nation würde sich überleben. Tatsache ist, 

dass in der Europäischen Union die Auto-

nomie und Autorität des Nationalstaats 

stark zugenommen haben. Es gibt viel 

mehr neue Nationen in Europa als zu Zei-

ten der Römischen Verträge oder der Ein-
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heitlichen Europäischen Akte dreißig Jahre 

danach. Die EU verbraucht letztendlich nur 

ein Prozent des europäischen Bruttonatio-

naleinkommens. 99 Prozent des europäi-

schen Einkommens und Wohlstands wer-

den in und von den Nationalstaaten ausge-

geben.  

 

Sechstens geht es um Europa 

selbst. Wann immer die Linke die Art von  

Euroskeptizismus zu bedienen versucht, 

wie es zum Beispiel die politischen Berater 

des Finanzministers nach 1997 bei der 

Frage der Euro-Einführung taten, gelingt es 

ihr nicht, antieuropäische Ressentiments zu 

zähmen — im Gegenteil: Sie schürt sie 

noch. Frankreichs Sozialistische Partei 

dachte, sie könnte sich den Euroskeptizis-

mus zu Nutze machen, als viele ihrer politi-

schen Führungsleute 2005 zu einem „Nein“ 

beim französischen Referendum über den 

damaligen Verfassungsvertrag aufriefen. 

Das Referendum gewannen sie, aber sie 

scheiterten bei den darauffolgenden Wah-

len, da Europafeindlichkeit kein fesselndes, 

attraktives Thema für intelligente Wähler ist, 

die genau wissen, dass trotz ihrer Schwä-

chen die Mitgliedschaft in der Europäischen 

Union für eine moderne, europäische Nati-

on unabdingbar ist.  

 

Siebtens gab es einen einzigen Be-

reich, in dem die politische Linke tatsächlich 

recht erfolgreich gewesen ist: Sie ist zur 

politischen Stimme der Frauen in der Ge-

sellschaft geworden. Das extremste Bei-

spiel ist Spanien, wo die Spanische Sozia-

listische Arbeiterpartei (PSOE) ihrem Na-

men zum Trotz gar nicht mehr die reinen 

Interessen der Arbeiter vertritt. An Stelle 

dessen hat die PSOE ein stringentes 

Haushaltssanierungsprogramm eingeführt 

und machte sich stolz und selbstbewusst 

die Sache der Frauen in Spanien zu eigen, 

die sich nicht länger von religiöser und pat-

riarchalischer Rückwärtsgewandtheit unter-

drücken lassen wollten. Die Mehrheit des 

neuen Kabinetts in Spanien sind Frauen. In 

Schweden und Dänemark sind die Vorsit-

zenden der zwei sozialdemokratischen Par-

teien, die wahrscheinlich die nächsten 

Wahlen zurückgewinnen werden, Frauen, 

und die einzige wahre Hoffnung auf einen 

sozialistischen Wahlsieg in Frankreich be-

stünde darin, dass sich die Sozialisten ge-

schlossen hinter die umstrittene, aber kom-

munikationsgewandte Ségolène Royal stel-

len würden. Es ist wichtig, dass Frauen in 

hohen Ministerposten oder anderen hohen 

politischen Rängen keine Alibifunktion 

haben, und dass die weibliche Seite sozial-

demokratischer Politik zur Geltung kommt. 

Dies wiederum erfordert einen völlig ande-

ren Ansatz als die traditionell männliche 

Mitte-Links-Politik im Europa des 20. Jahr-

hunderts.   

 

Das achte Problem, das die linke 

Mitte zu lange ignoriert hat, ist die Tatsa-

che, dass ein strenges Schwarz-Weiß-

Denken zwischen Staat und Markt zu nichts 

führt. Das Wichtigste von allem ist weder 

der Staat der Linken noch der freie Markt 

der Rechten, sondern der Mensch. Regie-
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rende und oppositionelle Linke konzentrie-

ren sich zu sehr auf die Verwaltung des 

Staatsapparates und zu wenig auf die 

Komplexität individueller Wünsche und Be-

dürfnisse. Die kollektivierten, industrialisier-

ten und manchmal sogar fast militarisierten 

Gesellschaften des 20. Jahrhunderts zerfal-

len zu einem Kaleidoskop heterogener Indi-

viduen, deren Gruppenzugehörigkeiten sich 

erheblich überschneiden können. Die Linke 

muss deshalb eine Sprache sprechen, die 

den Individualisten in jedem von uns an-

spricht, anstatt starre Schemata für Behör-

den und eine Politik der Gleichmacherei zu 

entwerfen, sobald sie an die Regierung ge-

langen. 

 

Neuntens: Auch wenn sie zeitweise 

zwangsläufig Koalitionen eingehen müssen, 

sind und bleiben die großen Mitte-Links-

Parteien mit großer Arroganz der Meinung, 

an die Regierung zu gelangen und dort zu 

bleiben sei ihr Exklusivrecht. Vor dreißig 

Jahren stellte Ralph Miliband in einem inte-

ressanten Essay Überlegungen an, ob es 

möglich wäre, in Großbritannien eine neue 

Partei zu gründen. Das war natürlich der 

größte Traum aller, die die Politik Labours 

ablehnten — in seiner und in den nachfol-

genden Generationen. Es war schon immer 

einfacher, einen schwungvollen Artikel für 

den Guardian, den Nouvel Observateur o-

der die London Review of Books zu schrei-

ben, oder gleich ein ganzes Buch, als sich 

richtig zu engagieren und sich auf die dis-

ziplinierte und oft kompromissreiche Team-

arbeit innerhalb einer großen demokrati-

schen Volkspartei einzulassen, die in der 

Lage ist, die Macht ernsthaft für sich in An-

spruch zu nehmen. Miliband stellte sich 

seine Partei folgendermaßen vor: „Am Be-

ginn steht die Einsicht, dass sie eine Grup-

pierung von Menschen ist, die mit unter-

schiedlichen Traditionen aufgewachsen 

sind, von unterschiedlichen Sichtweisen 

angezogen werden und sogar unterschied-

lichen Flügeln angehören. Es gäbe ein lin-

kes und ein rechtes Spektrum sowie eine 

Mitte, und alle würden nebeneinander exis-

tieren und zusammenarbeiten und dabei 

permanente Spannungen und Auseinan-

dersetzungen aushalten.” Das klingt natür-

lich eher nach einem Rezept für dauerhafte 

Machtlosigkeit, da eine so geteilte Partei 

niemals Wähler hinter sich vereinen könnte. 

Aber Miliband hatte Recht, als er sagte, 

dass es nicht nur eine exklusive Richtung 

innerhalb einer Partei oder in einem größe-

ren politischen Projekt geben darf. In die-

sem Sinne muss die linke Mitte die Not-

wendigkeit einer Koalition oder zumindest 

einer Kohabitation mit anderen politischen 

Parteien ernster nehmen.   

Wenn es hart auf hart kommt, ge-

hen Parteien gewiss Kompromisse und Ko-

alitionen mit Juniorpartnern ein. Linke Par-

teien allerdings scheuen traditionell davor 

zurück, auch im Vorfeld von Wahlen breite 

politische Koalitionen und Wählerbündnisse 

zu suchen. Stattdessen wird als Vorwand 

nach dem perfekten Wahlsystem gesucht, 

als wäre die Form der Wahlen wichtiger als 

die Inhalte, für die sich die Menschen in ei-

ner Wahl entscheiden. Nirgendwo in Euro-
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pa scheint es noch eine Mitte-Links-Partei 

zu geben, die in der Lage ist, im ersten 

Wahldurchgang mehr als 30 bis 35% zu 

gewinnen. Das kann anders aussehen, 

wenn es eine Stichwahl oder wie in Groß-

britannien ein Mehrheitswahlrecht gibt, bei 

dem derjenige Politiker, der in seinem 

Wahlkreis die relative Mehrheit der Stim-

men für sich verbucht, ins Parlament ein-

zieht, und alle anderen Stimmen verfallen. 

In den Jahren 1924 und 1974 hat Labour es 

versäumt, sich intensiv Gedanken über eine 

mögliche Teilung der Macht mit anderen 

Parteien zu machen. Das Ergebnis waren 

jeweils schwache Regierungen, die den 

Weg ebneten für langandauernde Regie-

rungszeiten der Rechten. Labour sollte sich 

nun mit der Frage beschäftigen, was pas-

siert, wenn keine der Parteien bei den 

nächsten Wahlen die absolute Mehrheit er-

reicht. In dieser Situation wäre ein offenes 

Zugeständnis an Zusammenarbeit und 

Teamwork sowohl zwischen den Parteien 

als auch innerhalb der Parteien als Voraus-

setzung dafür notwendig, dass die linke Mit-

te gut abschneidet.    

 

 Das zehnte ungelöste Dilemma der 

Linken in Europa ist die internationale Poli-

tik. Außenpolitik war stets die Achillesferse 

der demokratischen Linken. Durch ihre ins-

tinktiv anti-kapitalistische und anti-

imperialistische Haltung hat sich die Linke 

gegen die Vereinigten Staaten als größten 

Vertreter des modernen imperialistischen 

Kapitalismus positioniert. Dadurch hat sie 

sich auch auf skurrile Verbündete unter den 

Gegnern der Demokratie eingelassen, so-

lange diese nur anti-amerikanische Parolen 

skandierten. Europäische Sozialdemokra-

ten jedoch, die über die meiste Erfahrung 

mit der Macht verfügen, sind stets pro-

amerikanisch eingestellt und für den freien 

Markt gewesen. Willy Brandt und Helmut 

Schmidt wurden als Lakaien der CIA und 

der NATO tituliert. Felipe González brachte 

Spanien gegen den Willen der spanischen 

Linken und die Mehrheit seiner eigenen 

Partei in die NATO. Harold Wilson schickte 

keine britischen Truppen nach Vietnam, 

gewann aber keine Zustimmung für seine 

Zurückhaltung bei der Demokratieförderung 

in Südostasien. Seine Zaghaftigkeit gegen-

über dem heutigen Simbabwe führte zu 

dem Desaster, mit dem wir — und, was viel 

wichtiger ist — die Simbabwer noch immer 

leben müssen. Tony Blair wird von der eu-

ropäischen Linken für gewöhnlich vorge-

worfen, er tanze nach Washingtons Pfeife. 

Seine Entscheidung jedoch, militärische 

Mittel als außenpolitische Maßnahme ein-

zusetzen, fiel zeitlich mit drei stattlichen 

Wahlsiegen zusammen. Die europäischen 

Linken sind nicht in der Lage, in Bezug auf 

Russland oder China mit einer Stimme zu 

sprechen. Sie sind geteilter Meinung dar-

über, ob der Populismus eines Hugo 

Chávez in Venezuela oder der beharrliche 

Reformismus der Präsidenten Lula und 

Cardoso in Brasilien zu unterstützen sei. Es 

gibt eine hervorragende Chance, diese 

Probleme durch eine verstärkte Zusam-

menarbeit in der EU und in der NATO zu 

lösen. Unterschiedliche Meinungen zu 



 
Blickpunkt Großbritannien Seite 9 

 

Russlands semi-demokratischen System, 

zu Irans Äußerungen zur Vernichtung Isra-

els und seinem lebhaften Streben nach A-

tomwaffen sowie der Unwille, die Völker-

morde in Ruanda, Darfur oder Anfang der 

Neunzigerjahre auf dem Balkan zu been-

den, lassen darauf schließen, dass die eu-

ropäischen Linken zurückschrecken, wenn 

sie mit schwergewichtigen außenpolitischen 

Entscheidungen konfrontiert werden.  

 In seinem wichtigen neuen Buch La 

fuerza de los pocos beschreibt der Heraus-

geber der spanischen Ausgabe des Foreign 

Policy-Magazins und Chefkommentator für 

Außen- und Sicherheitspolitik der spani-

schen Tageszeitung El País, Andrés Orte-

ga, die neuen Kräfte, die die Welt verän-

dern — insbesondere die revolutionären 

Veränderungen in den Informations- und 

Kommunikationstechnologien sowie die 

Rückkehr der Religion als Mobilisierungs-

faktor in globalen politischen Beziehungen. 

Damit hat er Recht, aber der Staat bleibt 

immer noch der oberste Akteur. Die Debat-

te über hard power und soft power ist über-

flüssig, da europäische Sozialdemokraten 

lernen müssen, beides anzuwenden. Die 

demokratische Linke Europas wirkt den-

noch schwerfällig bei Sicherheits- und Mili-

tärfragen. Der Wunsch Tony Blairs nach 

einem Europa, das kein Superstaat, aber 

eine Supermacht sein sollte, wird niemals 

Wirklichkeit werden, solange es nicht mehr 

Integration, Koordination und eine gemein-

same europäische Kontrolle der Verteidi-

gungsindustrie und der militärischen Doktrin 

gibt. Das Royal United Services Institute 

und die Friedrich-Ebert-Stiftung organisie-

ren für Abgeordnete der Labour Party und 

der SPD jedes Jahr Seminare zu den The-

men Militär, Verteidigung und Politik. In der 

Regel überlassen die europäischen Linken 

jedoch die Debatten und die Definitionsho-

heit über gewichtige Themen der Außen- 

und Sicherheitspolitik den Rechten. 

 Es finden sich vielleicht noch weite-

re Bereiche, in denen Europas demokrati-

sche Linke des 21. Jahrhunderts es insge-

samt versäumt hat, neue Herausforderun-

gen anzunehmen. Der Geist der 68er 

schwebt über uns, während wir erneut da-

von träumen, realistisch zu sein und das 

Unmögliche zu verlangen oder uns an die 

Macht zu wünschen. Aber außerhalb der 

Internet-Blogs und der gemütlichen politi-

schen Seminare leben Millionen von euro-

päischen Wählerinnen und Wählern ein 

komplexes, durch Armut und anderen For-

men der Unterdrückung eingeschränktes 

Leben. Sie brauchen und verdienen eine 

neue Sozialdemokratie des 21. Jahrhun-

derts, die den Herausforderungen gewach-

sen ist, begeistern und die Unterstützung 

beibehalten kann, um mit einem demokrati-

schen Mandat an der Regierung bleiben zu 

können und sowohl den Willen als auch die 

Fähigkeit zu Reformen und progressivem 

Denken hat. 

 
 
 
 
 
Die in diesem Artikel zum Ausdruck gebrachten Mei-
nungen sind die des Autors und spiegeln nicht notwen-
digerweise die der FES London wieder.  
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